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Einführung

In nahezu beständiger Regelmäßigkeit – allerdings mit
großen zeitlichen Abständen – erscheint ein politisches
Thema auf der Tagesordnung: Die Länderneugliederung des
Bundesgebiets.

In der über 50-jährigen Geschichte der Bundesrepublik
hat es eine Vielzahl an Vorschlägen zu einer Neuordnung
gegeben, jedoch verschwand das Problem schnell, wenn
dieses von anderen tagespolitischen Ereignissen überlagert
wurde. Seit der politischen Wende im Ostteil Deutschlands,
der Neubildung und Wiederherstellung von Ländern auf dem
Gebiet der ehemaligen DDR und nach dem Anschluss an die
alten Bundesländer ist diese Aufgabe immer aktueller
geworden und aus der derzeitigen politischen Diskussion
nicht mehr wegzudenken.

Gegenwärtig wird das Thema Neugliederung durch die
knappen Kassen der Länderhaushalte immer wieder in den
Vordergrund gerückt. Schlagzeilen der Medien, wie zum Bei-
spiel Berlin ist pleite …, verstärken die Forderung nach
einem neuen räumlichen Zuschnitt der Bundesländer.

Obwohl Baden-Württemberg bis zur Wiederver-
einigung mit den neuen Bundesländern als das zweit-
jüngste Bundesland der Bundesrepublik relativ stabile
Grenzen aufweist, ist jedoch im Gesamtkonzept einer
Neugliederung des Bundesgebiets auch hier mit erheb-
lichen territorialen Veränderungen und Grenzverschiebun-
gen zu rechnen.

Der Bundesländerfinanzausgleich

Extreme gegenwärtige Finanzprobleme in den öffent-
lichen Länderhaushalten führen zu Forderungen nach einer
gravierenden Änderung des horizontalen Bundesländer-
finanzausgleichs. In diesem Zusammenhang haben sich in
der letzten Zeit neue Länderallianzen, zum Beispiel im Osten
Deutschlands, gebildet; mehrere neue Länder rücken – über
die Parteigrenzen hinweg – eng zusammen, um gemeinsame
Finanzinteressen als Empfängerländer beim Finanzausgleich
zu vertreten.

Die Regelungen des heutigen horizontalen Länder-
finanzausgleichs zwischen den Bundesländern nach dem
Grundgesetz Artikel 107 Abs.2 brachten allerdings schon
seit Bestehen der Bundesrepublik große Unzufriedenheit.
Besonders gilt dies für die Geberländer, zum Teil stehen
diese nach einem durchgeführten Finanzausgleich schlech-

ter da als die Empfängerländer. Auch das vor kurzem ergan-
gene Urteil des Bundesverfassungsgerichts hat hier – von
einzelnen Berechnungskriterien abgesehen – keine bahn-
brechenden Neuerungen gebracht.

Der Bundesländerfinanzausgleich ist seit Bestehen des
Landes Baden-Württemberg ein altes, dauerhaftes Problem.
Bereits zwei Jahre nach Bildung des Südweststaats wid-
mete die Stuttgarter Zeitung der Praxis des Finanzaus-
gleichs eine Karikatur mit dem damaligen Ministerpräsiden-
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ten Gebhard Müller, die darauf hinweist, welche (scheinbare)
Benachteiligung dieser Ausgleich für Baden-Württemberg
bedeuten würde. Die Tatsache, dass Baden-Württemberg zu
einem abgabepflichtigen Land zählt, hatte Ministerpräsident
Späth veranlasst, in einem Schreiben an seine Ministerkolle-
gen des Finanz-, Justiz- und Innenressorts nach Lösungen
zu suchen, um die Höhe des Ausgleichsbetrags zu reduzie-
ren (siehe Abbildungen S.5–7).

Im Jahr 1998 zahlte Baden-Württemberg 3,5 Milliar-
den DM in den Finanzausgleich ein. Damit war dies der
höchste Betrag aller Zahlerländer; gegenwärtig liegt die
Höhe bei 1,98 Milliarden Euro. Ein Vergleich mag diesen
Wert noch verdeutlichen: Pro Jahr zahlt zum Beispiel indirekt
damit jeder Familienhaushalt (eine Familie mit zwei Kindern)
in Baden-Württemberg rund 754 Euro an andere Bundeslän-
der (gerechnet für das Jahr 2002). Empfängerländer des

horizontalen Ausgleichs sind gegenwärtig alle neuen Bun-
desländer, einschließlich Gesamt-Berlin, die Kleinstaaten
Bremen und das Saarland sowie die Länder Rheinland-Pfalz,
Niedersachsen und Schleswig-Holstein.

Die Neugliederung des Bundesgebiets

Die Regelungen des heutigen horizontalen Länder-
finanzausgleichs und die damit zusammenhängende Un-
zufriedenheit, besonders in den Geberländern, haben dazu
geführt, dass zunehmend von maßgeblicher Politikerseite
die Forderung nach einer – möglicherweise recht baldigen –
Neugliederung des Bundesgebiets aufgestellt wird. Dabei
wird überwiegend von realistischen Modellen ausgegangen,
die die Anzahl der Bundesländer verkleinern sollen.
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Vom baden-württembergischen Ministerpräsidenten
Teufel wurde mehrfach die Forderung nach einer Zusam-
menlegung und damit nach einer gebietsmäßigen Vergröße-
rung der Bundesländer aufgestellt; auch der baden-württem-
bergische Wirtschaftsminister Döring hat diese Absicht
ebenso wiederholt geäußert. Damit soll erreicht werden,
dass Länder zukünftig finanzstärker und wirtschaftskräftiger
sind. Der Zuschnitt bezüglich der Einwohnerzahl und der
Flächengröße soll weniger variieren als dies gegenwärtig der
Fall ist. Zum Vergleich sollen hier einige Daten die extremen
Unterschiede der Länder verdeutlichen; bei den Einwohner-
zahlen (2001) ist das größte Land Nordrhein-Westfalen mit
17,97 Millionen und das Kleinste, Bremen, mit 0,68 Millionen
Einwohnern; dies entspricht einem Verhältnis von 26 : 1. Bei
der Fläche sind dies jeweils Bayern (70 522 qkm) und Bre-
men (404 qkm); hier beträgt das Verhältnis 174 : 1.

Bei allen Vorschlägen zur Neugliederung des Bundes-
gebiets wird – im Gegensatz zu vielen anderen Ländern,
besonders der Stadt- und kleineren Flächenstaaten sowie
der neuen Bundesländer – die Existenz des Landes Baden-
Württemberg nicht in Frage gestellt; dennoch wird es im
Speziellen für Baden-Württemberg erhebliche Veränderun-
gen in den Grenzbereichen des Landes geben.

Die denkbaren Gebietsveränderungen des Landes
Baden-Württemberg können sehr unterschiedlich aussehen;
sie sind abhängig von einer gesamten Neugliederung des
Bundesgebiets sowie von möglichen territorialen Kompen-
sationen mit den Nachbarländern. Ein ganz entscheidender
Faktor für die Gestalt der räumlichen Veränderung dürfte
sein, welchem von den bereits bestehenden Neugliede-
rungsmodellen von politischer Seite der Vorzug gegeben
wird. Eine Realisierung von einem Modell bietet natürlich

Die Geber- und Empfängerländer sowie die absoluten Zahlungen im horizontalen Bundesländerfinanzausgleich (Seiten 2 und 3).
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durchaus die Möglichkeit, weitere noch nicht angedachte
Varianten zu wählen und damit zusätzliche Veränderungen
zu erreichen.

Überlegungen von Kommissionen zur Neugliederung
der Länder in Deutschland haben bereits Tradition. So war
dies schon vor dem Zweiten Weltkrieg sowie in den 50er
Jahren, hier war es eine Kommission unter der Leitung des
ehemaligen Reichskanzlers Luther der Fall. Alle Modelle der
oben genannten Kommissionen sowie der Bericht der Sach-
verständigenkommission für die Neugliederung des Bundes-
gebiets (Ernst-Kommission) aus den 80er Jahren sehen die
Verkleinerung der Zahl der Bundesländer vor. Durch den
Anschluss der neuen Bundesländer 1990 wird dieser Trend
zu einer kleineren Länderzahl noch deutlicher. Ernst zu neh-
mende Modelle gehen von der Bildung von sechs oder acht
leistungsstarken und finanziell selbst lebensfähigen Bundes-
ländern aus.

Lediglich in der Gegenwart taucht von einem maßgeb-
lichen Experten für Neugliederungsfragen, Professor Rutz,
der vorwiegend auch eine Acht- oder Sechs-Länder-Lösung
favorisiert, der Vorschlag einer 17-Länder-Lösung auf. Diese
Überlegung basiert stark auf dem Vorbild der Schweiz und
deren innerstaatliche Gliederung in Kantone; letztendlich
dürfte es sich hierbei für die Bundesrepublik um eine wenig
ernst zu nehmende utopische Gedankenspielerei handeln.

Mögliche Grenzveränderungen für Baden-
Württemberg

Konkret ergeben sich bei einer Neugliederung des
Bundesgebiets für das Land Baden-Württemberg im Detail
erhebliche Veränderungen, die für die betroffenen Regionen
durchaus gravierende Einschnitte bedeuten können. Im Fol-
genden werden die Räume und Regionen aufgeführt:

Raum Mannheim-Ludwigshafen / Saarland und Pfalz

Eine Grenzkorrektur im wirtschaftlich eng verbundenen
Großraum Mannheim-Ludwigshafen ist bei allen Neugliede-

rungsvarianten vorgesehen. Die Sechs- als auch Acht-Län-
der-Lösung sowie alle früheren Neugliederungsvorschläge
sehen einen Anschluss der bis in die Zeit des Dritten Reichs
zu Bayern gehörigen pfälzischen Gebiete und des Saarlan-
des an Baden-Württemberg (siehe Abbildungen S.10 und
11) vor. Verbunden ist damit auch ein Anschluss südhessi-
scher Gebiete (Bensheim, Lampertheim, Heppenheim, unter

„Die schwäbische Milchkuh“.
Stuttgarter Zeitung vom
10. November 1952. 
Vorlage: Hauptstaatsarchiv
Stuttgart EA 1/106 Bü. 602

Die Kriterien zur Neugliederung des Bundesgebiets nach
Artikel 29 des Grundgesetzes.
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Entwurf eines Schreibens des Staatsministeriums des Landes Baden-Württemberg an die
Fachminister

Vorlage: Hauptstaatsarchiv Stuttgart EA 1/601 Az. 6720 I Aufnahme: Hauptstaatsarchiv Stuttgart 
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Umständen Darmstadt), deren Zuschnittsgröße je nach Neu-
gliederungsmodell unterschiedlich ist. Eine denkbare Einglie-
derung des Saarlandes und von großen Gebietsteilen der
Pfalz in das Land Baden-Württemberg würde ein erheblicher
Eingriff in die territoriale Gestalt Südwestdeutschlands
bedeuten; in diesem Zusammenhang sind auch flächenmä-
ßige Kompensationen – etwa im Bereich Oberschwabens –
an Bayern zu sehen (siehe unten Raum Oberschwaben).

Räume Miltenberg und Südhessen

Nur bei einer weniger wahrscheinlichen Sechs-Länder-
Lösung wäre ein Anschluss von südhessischen Gebieten,
des bayerischen Landkreises Miltenberg sowie dem seit fast
190 Jahren zu Bayern gehörenden Raum Aschaffenburg an
Baden-Württemberg, das dann Südwestdeutschland heißen
sollte, möglich. Auch dies wäre ein räumlicher Ausgleich für
erhebliche Gebietsverluste in Bereich von Oberschwaben.

Der Main-Tauber-Kreis

Der heutige Einfluss des Oberzentrums Würzburg recht-
fertigt eine Rückgliederung der erst 1810 zu Baden und
Württemberg gelangten Gebiete des Taubertals (Räume
Wertheim, Tauberbischofsheim, Bad Mergentheim und Creg-
lingen) an Bayern; weiterhin wären von einer Umgliederung
einige im östlichen Teil des Kreises Schwäbisch Hall gele-
gene Gemeinden (Altkreis Crailsheim) betroffen, die stark
zum näheren Einzugsbereich von Rothenburg ob der Tauber
und auch nach Ansbach tendieren.

Ostalb-Kreis und Landkreis Heidenheim

Die eng an der Grenze liegenden bayerischen Städte
Dinkelsbühl und Nördlingen strahlen mit ihrer zentralörtlichen
Stellung weit in die östlichen Gebiete des Ostalbkreises hi-
nein. Deshalb wird es als sinnvoll angesehen, etwa ein Fünf-
tel der östlichen Gebiete (Gemeinden östlich der A 7) des
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Kreises an Bayern umzugliedern. In diesem Zusammenhang
ist raumordnerisch auch eine Neuzuordnung der Großge-
meinde Dischingen aus dem Landkreis Heidenheim zweck-
mäßig.

Ulm / Neu-Ulm

Die Wahrscheinlichkeit einer anstehenden Grenzkorrek-
tur ist im Bereich Ulm / Neu-Ulm – bei allen Neugliederungs-
varianten ist ein Veränderungsbedarf vorgesehen – am größ-
ten. Die willkürlich in Folge der napoleonischen Herrschaft
1810 festgelegte und auf dem Wiener Kongress endgültig
bestätigte Grenzziehung in der Donaumitte teilt den Groß-
raum Ulm / Neu-Ulm. Gegenwärtig reichen die zentrifugalen
Kräfte des Oberzentrums Ulm weit über den bayerischen
Landkreis Neu-Ulm hinaus. Bei den sozioökonomischen Ver-
flechtungen ist dies eine besonders auffällige Berufspendler-
bewegung, die von bayerischer Seite nach Ulm tendiert.

Trotz vielfältiger grenzüberschreitender Kooperationen beider
Städte sowie verschiedener Staatsverträge über unter-
schiedliche Bereiche der Zusammenarbeit erscheint eine
Beseitigung der Landesgrenze für die Entwicklung des
gesamten Raums von Vorteil. Raumordner ziehen neben
einer Umgliederung des Landkreises Neu-Ulm ebenfalls
einen Anschluss des Raums Günzburg an Baden-Württem-
berg in Erwägung.

Oberschwaben

Wenig bekannt sind die planerischen Überlegungen für
eine staatliche Neuzuordnung im Raum Oberschwaben.
Ebenfalls seit 1810 ist die Iller bis weit südlich von Aitrach
(Landkreis Ravensburg) die willkürliche Grenzlinie von
Baden-Württemberg und Bayern. Es zeigt sich jedoch, dass
im Allgäu zahlreiche Verflechtungen über die Landesgrenze
hinweg bestehen. Das nur vier Kilometer von der Landes-

Übersicht über eine mögliche Neugliederung der Gesamt-Bundesrepublik.
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grenze entfernt liegende Memmingen und besonders das
Oberzentrum Kempten sind für Oberschwaben bedeutende
zentrale Orte, deren Einzugsbereiche aufgrund fehlender
gleichwertiger Städte weit in das württembergische Gebiet
hineinragen.

Neben den sozioökonomischen und zentralörtlichen
Gegebenheiten über die Landesgrenze hinweg sind Land-
schaft und Volkstum sowie die Konfession im Allgäu beider-
seits der Grenze sehr verwandt. Dies würde die Absicht ver-
stärken, große Teile Oberschwabens von Baden-Württem-
berg nach Bayern umzugliedern; vorwiegend betrifft dies die
südöstlichen Grenzgemeinden des Landkreises Biberach
und im wesentlichen den alten Kreis Wangen im heutigen
Landkreis Ravensburg (Bad Waldsee, Leutkirch, Wangen,
Isny).

Die mehr unwahrscheinlichere Sechs-Länder-Variante
für das Bundesgebiet sieht weit größere Veränderungen im
oberschwäbischen Bereich vor: Neben den oben genannten
Gebieten sollen der gesamte Kreis Ravensburg, der mittlere
und östliche Teil des Landkreises Biberach, ja sogar der
jeweils östliche Teil der Kreise Sigmaringen und des Boden-
seekreises sowie auch der mittlere Bereich dieses Kreises
umgegliedert werden. Diese großräumige Lösung steht im
Zusammenhang mit einem Verlust des bayerischen Raums
um Aschaffenburg, der an Hessen oder an ein neues Bun-
desland Südwestdeutschland kommen kann, als Ausgleich
erhält dafür Bayern baden-württembergische Gebiete aus
dem südöstlichen Landesteil.

Alle Veränderungen auf der württembergischen Seite im
Raum Oberschwaben dürften aber bei der Bevölkerung auf
großes Erstaunen stoßen, da im politischen Bewusstsein die
oben genannten Pläne weitgehend nicht geläufig sind.

Der Landkreis Lindau (Bodensee)

Bei allen Neugliederungsentwürfen steht der Landkreis
Lindau (Bodensee) nicht zur Disposition. Das Schicksal der
Nachkriegszeit, in der man den Kreis Lindau zur Zeit der
französischen Besatzung von Bayern dem neuen Land
Württemberg-Hohenzollern zugeordnet hatte, um ein
zusammenhängendes französisches Besatzungsgebiet nach
Vorarlberg und Tirol zu haben, soll sich nicht wiederholen.
Im Gegenteil ist beabsichtigt – auch als Kompensation für
die Räume Neu-Ulm und Günzburg –, dass der enge Korri-
dor des Kreises Lindau erheblich erweitert wird. Dies wäre
durch die bereits oben aufgeführten baden-württembergi-
schen Gebiete des Kreises Wangen, die Bayern zugeschla-
gen werden sollen, möglich.

„Denkmodelle“ zur Länderneugliederung aus dem Jahr 1970.
Reutlinger Generalanzeiger vom 6. August 1970. Bereits
Anfang der 70er Jahre gab es Pläne, die Pfalz und das Saar-
land an Baden-Württemberg anzuschließen – das Vorhaben
verlief jedoch im Sande …
Vorlage: Hauptstaatsarchiv Stuttgart EA 1/107 Bü. 8
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Fazit und Ausblick in die Zukunft

Auch wenn sich das gegenwärtige System des Födera-
lismus in der Bundesrepublik als sehr stabil erwiesen und
jahrzehntelang politisch bewährt hat, scheint derzeit der
Augenblick für einen Anstoß zur Veränderung der politischen
Landkarte gekommen zu sein. Verstärkt wird dies auch
durch Kritik an den erheblichen Kosten für die politische
Führung in den einzelnen Bundesländern in Höhe von fast
0,8 Milliarden Euro, daneben leisten sich die Länder rund
150 Minister – dazu Pensionszahlungen an Mitglieder frühe-
rer Regierungen und Landtage –, 16 Regierungschefs (Minis-
terpräsidenten, Regierende Bürgermeister) sowie rund 2000
Abgeordnete in den Landesparlamenten.

Somit ist zu erwarten, dass eine Neugliederung des
Bundesgebiets möglicherweise ein maßgebliches politisches
Thema der nächsten Jahre sein wird. Wichtige Vorgaben

werden von politischer, aber auch von fachwissenschaft-
licher Seite kommen müssen. Artikel 29 des Grundgesetzes
gibt jedoch der betroffenen Bevölkerung auch eine Möglich-
keit über vorgesehene Volksentscheide zur Mitbestimmung;
damit ist gewährleistet, dass Lösungen, die mehrheitlich
keine Zustimmung durch die Bevölkerung finden, abgelehnt
werden können.

Für territoriale Veränderungen, die in Baden-Württem-
berg vorwiegend die Räume des Main-Tauber-Kreises, die
östlichen Gemeinden der Landkreise Heidenheim und Ostalb
sowie den ehemaligen Landkreis Wangen in Oberschwaben
betreffen können, ist derzeit die Bevölkerung dieser Räume
weitgehend noch unwissend. Deshalb sollte rechtzeitig eine
politische Diskussion über die Frage von Gebietsverände-
rungen begonnen werden, um für mögliche Entscheidungen
auch einen fundierten Rückhalt bei der betroffenen Einwoh-
nerschaft zu haben.
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Verwendung im Unterricht

Die Bildungspläne für die Kursstufe (gültig ab Schuljahr
02/03) sowie für die S I-Stufe der allgemeinbildenden Gym-
nasien in Baden-Württemberg sehen vielfältige Möglichkei-
ten zur Behandlung des obigen Themas vor.

Im Fach Gemeinschaftskunde:

Jahrgangsstufe 13 (4-stündig), LPE 13,2: Wahleinheit
Föderalistische Ordnung (unter anderem Länderfinanzaus-
gleich, Probleme des Föderalismus, et cetera).

Jahrgangsstufe 12 (2-stündig), LPE 12, Wahleinheit
Föderalistische Ordnung.

Im Fach Geschichte:

Jahrgangsstufe 13 (4-stündig), LPE 13,2: Die staatliche
Einheit – Die nationale Gestaltung, Beitritt der neuen
Bundesländer.

Jahrgangsstufe 13 (2-stündig), LPE 13,2: Abschnitte Die
nationale Gestaltung, Chancen und Probleme des vereinig-
ten Deutschlands.

Jahrgangsstufe 10, LEP 4 und LEP 5: zum Beispiel Die
Herstellung der staatlichen Einheit.

Zum Vorgehen im Unterricht:

Ausgehend von aktuellen Pressemeldungen über Haus-
haltsdefizite der Länder, den Bundesländerfinanzausgleich
sowie von Neugliederungsvorschlägen von maßgeblichen
Politikern (Wolfgang Schäuble, Waigel und anderen) – auch
von Landespolitikern aus Baden-Württemberg (Teufel,
Döring) – kann das Thema aktuell in den Unterricht einge-
bracht werden. Es sollen den Schülern die Grundzüge des
horizontalen Finanzausgleichs und die besondere Situation
Baden-Württembergs als wichtiges Geberland deutlich wer-
den.

Daraus folgt als politische Konsequenz eine Neugestal-
tung der politischen Landkarte in der Bundesrepublik: Die
Auflösung und Zusammenlegung von zum Teil kleinen
Bundesländern bringt zwangsläufig auch für Baden-Würt-
temberg Veränderungen. Hierbei empfiehlt es sich, mögliche
Veränderungen durch Karten (zum Beispiel Abbildung S.8)
zu verdeutlichen. Je nach zeitlichem Umfang der Unter-
richtseinheit können auch mehrere Modelle eingebracht und
die Varianten im Unterrichtsablauf zur Diskussion gestellt
werden (eventuell Gruppenarbeit mit unterschiedlichen Posi-
tionen, zum Beispiel für Beibehaltung oder Auflösung der
hanseatischen Stadtstaaten). Es ist auch hierbei sinnvoll, auf
die qualitativen Kriterien zur Neugliederung des Artikels 29
Abs.1 des Grundgesetzes hinzuweisen (siehe Abbildung S.4
unten).

Als weiterer Schritt sind die möglichen Grenzverände-
rungen Baden-Württembergs anzusprechen, auch hier ist die
Verwendung von Karten (Abbildungen S.10 und 11 oder Ver-
wendung anderer Verwaltungskarten, möglichst mit Gemein-
degrenzen) nützlich.

Neben der (erfolgten) räumlichen Betrachtung sollten
sich im Unterrichtsgespräch unter anderem Fragen wie die
folgenden anschließen:
– Wie schneidet das Land Baden-Württemberg bei einer

Neugliederung ab (Fläche, Einwohnerzahl, Wirtschaft,
Infrastruktur, Steuerkraft und anderes)?

– Sind Gebietsveränderungen in Baden-Württemberg poli-
tisch durchzusetzen?

– Was bedeutet es für betroffene Bevölkerungskreise, die
Landeszugehörigkeit wechseln zu müssen (zum Beispiel
Schul-, Bildungs-, Innenpolitik, et cetera)?

– Wie wird die betroffene Bevölkerung reagieren; gibt es
Möglichkeiten zur Ablehnung?

– Wie ist der derzeitige Stand der politischen Diskussion
(Landesregierung, Abgeordnete, Ministerien, weitgehend
ahnungslose Bevölkerung)?
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